
   

 

LIEBE LESERIN, LIEBER LESER, 

es geht heiß her. Die hohen Temperaturen haben uns fest im Griff. Ganz 

Europa befindet sich unter einer Hitzeglocke. Es ist schwer bis fast 

unmöglich im Freien zu arbeiten. Ja, es ist richtig 

gesundheitsgefährlich.  

Aber auch in der Politik geht es heiß her. Blitz und Donner sind – 

entgegen manchen Erwartungen – bislang ausgeblieben. Vor der 

parlamentarischen Sommerpause konnten wir einige Dinge aufs Gleis 

setzen. Die Rentenkommission hat ihren Bericht vorgelegt, und dieser 

wird nun debattiert. Es sind viele gute Dinge dabei, um die Rente für 

übermorgen gut aufzustellen. Die Rente ist sicher und sie ist kein 

Intensivpatient, wie einige immer wieder behaupten. Aber wir müssen 

schon die Weichen richtig stellen. Das tun wir.  

Gute Lektüre. Ihr/ Dein  
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PS: Zur Fußball-WM 2026 in 

den Gastgeberländern USA, 

Kanada und Mexiko wünsche 

ich uns allen tolle und faire 

Spiele mit vielen Toren - und 

drücke unserer Deutschen 

Fußballnationalmannschaft 

natürlich besonders die 

Daumen.  
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KLARTEXT 
DIE RENTE IST SICHER 

Das ist genau so, wie wenn jemand sagt, er müsse 

für seine Miete 192.000 Euro bezahlen. „Das ist ja 

unbezahlbar“, möchte man sagen. Allerdings sind es 

800 Euro pro Monat. Hochgerechnet auf 20 Jahre 

eben diese horrende Summe. 

Aber klar ist auch: Zum Nulltarif ist nichts zu haben. 

Deutschland wird im Durchschnitt älter 

(Demographie) und deshalb muss die Rente mehr 

unterstützt werden. Das machen wir jetzt. Wir ste-

cken mehr Geld ins System. Wir bauen einen persön-

lichen Kapitalstock auf, der nicht die Geld- und Ver-

sicherungswirtschaft im Blick hat, sondern günstig, 

einfach und gerecht ist. Die Riesterrente hat gezeigt, 

wie man es nicht machen soll. 

Wir begeben uns auf den Weg zur Erwerbstätigen-

versicherung. Es müssen mehr Menschen einzahlen. 

Die Rente ist sicher. Das gilt heu-

te, und das trifft auch für morgen 

zu. Täglich wird die Rente aber 

schlecht geredet. Sie ist aber kein 

Intensivpatient. Im Gegenteil: 

Der Beitragssatz ist historisch 

niedrig bei 18,6 % und auch die 

Bundeszuschüsse sind im Verhältnis zum Bundes-

haushalt und auch zum Bruttoinlandsprodukt gesun-

ken. 

Warum brauchen wir dann diese große Rentenre-

form? Erinnern wir uns einfach an den letzten De-

zember. Es ging um die sogenannte Haltelinie. 48 % 

Rentenniveau wollten wir als SPD sichern. Die Union 

wollte das nicht. Gerade die junge Gruppe in der Uni-

on wollte einfach das Geld dafür nicht ausgeben. 200 

Milliarden kostet das, war die Ansage unseres Koaliti-

onspartners. Nur zur Einordnung: Dieser Betrag war 

auf 20 Jahre bemessen.  

 

Das schwedische Alterssicherungssystem ist in der 

letzten Woche ins Rampenlicht getreten. Denn die 

Rentenkommission empfiehlt im Rahmen der ge-

setzlichen Rentenversicherung eine kapitalge-

deckte Rentenkomponente einzuführen – wie es in 

Schweden erfolgreich praktiziert wird.  

Auch in Schweden ergänzt die kapitalbasierte Prä-

mienrente die umlagefinanzierte Einkommensren-

te. Vom Gesamtbeitragssatz fließen 2,5 % in die 

kapitalbasierte Prämienrente und werden auf 

dem Kapitalmarkt angelegt. Dabei können die 

Versicherten aus vielen Fonds wählen. Wer keine 

Wahl trifft, landet automatisch im staatlichen 

Fonds. Dieser Teil der Rente schwankt mit den 

Kapitalmärkten, erzielt aber regelmäßig hohe 

Rendite. 

Übrigens: In Schweden wird die Rentenversiche-

rung nicht paritätisch finanziert: Der Arbeitge-

berbeitrag ist höher. 

AUF DER NÄCHSTEN 
SEITE GEHT‘S WEITER 
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KLARTEXT 
DIE RENTE IST SICHER 

gen erhascht man Aufmerksamkeit und kann Geld 

verdienen. Seriös ist das nicht. 

So, nun ganz zum Schluss: Diese Reform ist die 

größte Sozialreform seit 1992 als das Sozialgesetz-

buch VI eingeführt wurde. Wer glaubt, dass jetzt 

ganz schnell Gesetze beschlossen werden, irrt. Par-

lamentarische Verfahren dauern, wir machen das 

gründlich. Da ich Berichterstatter der SPD-Fraktion 

für die Rente bin, fällt mein Sommer sicher etwas 

kürzer aus. 

Wer sein Leben lang fleißig war, hat ein Recht da-

rauf, die Früchte seiner Arbeit auch lange und ge-

sund zu genießen. Dafür setze ich mich in Berlin mit 

aller Kraft ein. 

Weitere Infos und Stellungnahme auch auf meinen 

social-media-Kanälen bei instagram und facebook:  

Geht nicht? Doch, geht. Österreich macht das seit 20 

Jahren. 

Zwei Dinge will ich unbedingt noch loswerden: Ers-

tens ist es nicht in Ordnung, dass eine abschlagsfreie 

Rente mit 65 Jahren nach über 45 Versicherungsjah-

ren nicht mehr möglich sein soll. Das geht an der Le-

bensrealität der Menschen vorbei. Viele haben sich 

darauf eingerichtet und das ist auch gut so. Hier 

brauchen wir Bestandsschutz und ganz lange Über-

gangsfristen. Es ist doch verrückt, wenn man sagt: 

Sorry, Sie können nicht in Frührente gehen. Frühren-

te? Im Alter von 65 mit 50 Arbeitsjahren im Buckel. 

Das mögen manche Professoren nicht verstehen. Ich 

aber kämpfe dafür, dass wir hier einen guten Weg 

finden. 

Und Zweitens: Als die Rente mit 67 im Jahre 2007 

beschlossen wurde, die bis 2031 umgesetzt wird, ging 

man davon aus, dass die Menschen ganz schnell im-

mer älter werden. Das ist so nicht eingetreten. Das 

Rentenalter ist stärker gestiegen als die Lebenser-

wartung. Es ist also nicht automatisch klar, dass wir 

immer länger arbeiten müssen.  

Wer heute prophezeit, dass im Jahr 2041 die Lebens-

erwartung um ein Jahr gestiegen sein wird, kann ge-

nauso daneben liegen wie diejenigen, die vor 20 Jah-

ren ihre Prognosen aufgestellt haben. Sie lagen alle 

daneben. Die Wirklichkeit belehrt uns oft eines Bes-

seren. Auch abseits der Lebenserwartung wurden 

über die Rente schon viele Prognosen erstellt, die 

sich als falsch erwiesen haben. Und eine Prognose 

war düsterer als die nächste. Mit düsteren Vorhersa-
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Die Alterssicherungskommission hat 33 Empfehlun-

gen für eine große Rentenreform vorgelegt. Dies 

sind im Einzelnen: 
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https://www.facebook.com/BerndRuetzelMdB/
https://bernd-ruetzel.de/
https://www.instagram.com/bernd_ruetzel/
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Den vollständigen  Bericht der Alterssicherungs-

kommission mit zahlreichen zusätzlichen Hinter-

grund-Infos, FAQs und vieles mehr rund um die 

Rente finden Sie hier: FAQ zum Bericht der Alterssi-

cherungskommission | Bundesregierung  

Das bedeutet konkret: Dringend notwendige Sanie-

rungen sowie Aus- und Neubau von Schienen, Stra-

ßen, Wasserstraßen und Energieprojekte werden 

deutlich beschleunigt und die Mittel aus dem Son-

dervermögen Infrastruktur können schneller wirksam 

eingesetzt werden. Alle Infos gibt es hier. 

 

ELTERNGELD  
BALD OHNE ANTRAG 

Das Elterngeld ist seit knapp zwei Jahrzehnten eine 

echte Erfolgsgeschichte moderner Familienpolitik. Es 

schafft Freiräume für Eltern, sich in den ersten          

Lebensmonaten intensiv um ihr Kind zu kümmern, 

ohne dabei in existenzielle finanzielle Unsicherheit zu 

geraten. Besonders wichtig ist, dass es partner-

schaftliche Aufteilung fördert: Mehr Väter beteiligen 

sich so an der Betreuung, was langfristig zu mehr 

Gleichberechtigung im Beruf und im Alltag beiträgt. 

Gleichzeitig stärkt das Elterngeld die Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf und hilft, gut ausgebildete 

Fachkräfte im Arbeitsmarkt zu halten - ein zentraler 

Faktor für unsere wirtschaftliche Zukunft.  

Für uns ist daher klar: Wir können über Reformen am 

Elterngeld reden, die die partnerschaftliche Gleich-

berechtigung weiter verbessern. Pauschale               

Kürzungen gilt es jedoch zu vermeiden. Familien-

politik darf kein Steinbruch für kurzfristige Haus-

haltskonsolidierung sein, sondern muss verlässlich 

und planbar bleiben.  

INFRASTRUKTUR 
SANIERUNG BESCHLEUNIGEN 

Dafür vereinfachen wir mit dem Infrastruktur-

Zukunftsgesetz (IZG) Planungs- und Genehmi-

gungsverfahren, bauen Bürokratie ab und setzen 

konsequent auf Digitalisierung. 

Und zwar so: Zentrale Infrastrukturvorhaben wer-

den als überragendes öffentliches Interesse priori-

siert. Gleichzeitig entfallen Doppelprüfungen und 

unnötige Verfahrensschritte, etwa bei Ersatzneu-

bauten oder der Elektrifizierung von Bahnstrecken. 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/faq-rentenreform-2444534
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/faq-rentenreform-2444534
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw09-de-infrastruktur-zukunftsgesetz-1140372
https://vorwaerts.de/podcasts
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Sparzwangs im Bundeshaushalt vor Herausforderun-

gen.  

Die Ampel-Regierung hatte 2023 Verbesserungen 

beim Wohngeld umgesetzt, die sowohl den Empfän-

gerkreis erweitert als auch den Zuschuss erhöht ha-

ben. 1,2 Millionen Haushalte in Deutschland haben 

2024 Wohngeld erhalten. 5 Mrd. Euro kostet das den 

Bund und die Länder im Jahr. Geld, das in diesem 

Umfang nicht mehr zur Verfügung steht. Auch unse-

re Bauministerin Verena Hubertz muss den Rotstift 

ansetzen. Sie will Bund und Länder beim Wohngeld 

um je 1 Mrd. Euro entlasten.  

Das ist schmerzhaft. Die Ministerin geht davon aus, 

dass bis zu einem Drittel der bisher berechtigten 

Haushalte betroffen sein könnten – vor allem solche, 

deren Einkommen gerade so die Anspruchsgrenze 

überschreitet. Das ist eine bittere Pille. Es wird unse-

re Aufgabe sein, genau auf soziale Gerechtigkeit zu 

achten und unverhältnismäßige Belastungen zu ver-

hindern.  

Verena Hubertz hat ihren Entwurf für das „Gesetz zur 

Vereinfachung und Fortentwicklung des Wohngeld-

gesetzes“ (Baugesetzbuch-Upgrade) vor kurzem in 

die Ressortabstimmung gegeben. Am Ende dieser 

Abstimmungen steht der Kabinettsbeschluss, mit 

dem das Gesetzgebungsverfahren im Bundestag be-

ginnt. Die SPD-Bundestagsfraktion wird sich intensiv 

einbringen und die soziale Angemessenheit und Aus-

gewogenheit aller Maßnahmen im Blick haben.  

Weitere Infos mit Klick auf das Bild: 
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 WOHNRAUM  
NICHT NUR IN STÄDTEN EIN PROBLEM  

Gut wohnen, sich willkommen, sicher, aufgehoben 

und beschützt fühlen – das wollen alle, wird aber im-

mer schwieriger. Für die SPD ist das ein Kernthema. 

Inzwischen haben auch die Union und die Bayerische 

Staatsregierung die Bedeutung erkannt.  

Der Bau-Turbo, der bereits im vergangenen Jahr in 

Kraft trat, wirkt. Wir merken das in Bayern und vor 

Ort vor allem im Bereich Neu- und Ausbau von Einfa-

milienhäusern, für die die Genehmigungsverfahren 

deutlich verkürzt und vereinfacht wurde. Regelmäßig 

liegen uns im Stadtrat in Gemünden entsprechende 

Anträge vor. Auch die Standardisierung von Gebäu-

detypen trägt zur Beschleunigung der Verfahren bei. 

Der Gesetzentwurf für die Reform des Baugesetzbu-

ches (Baugesetzbuch-Upgrade) hat Ende Mai das 

Bundeskabinett passiert und geht jetzt in die parla-

mentarischen Beratungen. Ziel ist es, die Gestal-

tungsmöglichkeiten zu erhöhen, mehr Transparenz 

zu schaffen und das Tempo zu erhöhen. Wichtig au-

ßerdem: Die Kommunen erhalten mehr Möglichkei-

ten, gegen Schrottimmobilien aktiv zu werden.  

Während der Neu- und Ausbau von Wohnraum so an 

Fahrt aufnimmt, steht das Wohngeld angesichts des 
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https://www.bmwsb.bund.de/DE/bauen/baurecht/bau-turbo/umsetzer.html
https://www.bmwsb.bund.de/DE/bauen/baurecht/baugb-upgrade/baugb-upgrade-artikel.html?nn=42820
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 

  
 

 

VETERANENTAG 

Vor zwei Jahren hat der Deutsche Bundestag auf 

Initiative unserer SPD-Fraktion den Nationalen 

Veteranentag beschlossen. Der Tag ist ein Tag 

des Respekts und der Anerkennung für den Ein-

satz unserer Soldatinnen und Soldaten für Frie-

den und Freiheit. Mit einer großen, zentralen 

Festveranstaltung am Berliner Reichstagsgebäu-

de sagen wir Danke an alle Soldatinnen und Sol-

daten der Bundeswehr für ihren Dienst an 

Deutschland – gleich ob sie aktuell dienen, ge-

dient haben oder in der Reserve bereitstehen.  

 

 RECHTSEXTREMISMUS BEI 

PARLAMENTS-PLANSPIEL  

Beim Planspiel "Jugend im Parlament"  ist es zu 

rechtsextremen und rassistischen Vorfällen ge-

kommen, wie die Bundestagsverwaltung infor-

mierte. U.a. soll ein Jugendlicher die White-

Power-Geste - als Symbol einer Ideologie, die 

die Vorherrschaft weißer Menschen propagiert - 

gezeigt haben. An dem Planspiel nehmen jähr-

lich rund 250 Jugendliche teil, die von Bundes-

tagsabgeordneten nominiert werden. Eine Kom-

mission des Ältestenrates wird die Vorfälle un-

tersuchen und Konsequenzen ableiten.  

  

BAFÖG-REFORM  
SPD GESCHLOSSEN DAFÜR 

Als SPD-Bundestagsfraktion stehen wir geschlossen 

zur Umsetzung der vereinbarten BAföG-Reform zum 

Wintersemester 2026/27. Zuletzt wurde die Novelle 

von Jens Spahn, Dorothee Bär und anderen infrage 

gestellt. Und das, obwohl die Finanzierung bereits 

sichergestellt ist und sich die Fachpolitiker von SPD 

und Union auf die Inhalte der Reform verständigt 

haben. Ein starkes BAföG ist kein Privileg, sondern 

eines der wichtigsten Instrumente für Chancenge-

rechtigkeit in unserem Bildungssystem - und es ist 

die Grundlage für zukünftiges Wachstum und Ent-

wicklung, denn Studierende und Auszubildende sind 

unsere wirtschaftliche Zukunft. Reform-Inhalt ist u.a.  

 Erhöhung der Wohnkostenpauschale von 380 auf 

440 Euro, weil für viele Studierende die Wohnkos-

ten längst die größte finanzielle Belastung sind 

 Anpassung der Bedarfssätze von 475 Euro an das 

Grundsicherungsniveau von 563 Euro 

 automatisches System bei der jährlichen Freibe-

tragserhöhung von 1,5%, wodurch das BAföG von 

Einzelreformen unabhängig und der Zugang ins 

BAföG trotz Inflation gesichert wird 
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ARBEIT & SOZIALES 
KÖRPERLICH BELASTENDE BERUFE 

Beschäftigte brauchen einen zuverlässigen Arbeits-

schutz. Es gibt Berufe, bei denen das besonders 

wichtig ist. Als Berichterstatter der SPD-Fraktion ist 

das mein Thema bei körperlich belastenden Berufen. 

Ein gutes Beispiel ist die Hitzewelle. Dafür gibt es in 

den technischen Regeln für Arbeitsstätten Vorgaben 

zur Raumtemperatur: 

• ab 26°C: Der Arbeitgeber soll Maßnahmen zur Ab-

kühlung prüfen. 

• ab 30°C: Der Arbeitgeber muss Maßnahmen er-

greifen, z.B. Jalousien schließen, Lüftungszeiten 

anpassen, Getränke bereitstellen. 

• ab 35°C: Räume sind als normale Arbeitsräume 

ungeeignet. Es müssen spezielle Hitzeschutzmaß-

nahmen (z. B. Luftduschen, Entwärmungsphasen) 

oder technische Anpassungen erfolgen. 
 

Für die Arbeit im Freien müssen ab einem UV-Index 

von 3 Maßnahmen ergriffen werden, z.B. Sonnen-

schirme, Schatten, Verlegung, Schutzkleidung und 

die Bereitstellung von Sonnenschutzmittel. 

Da extreme Wetterlagen und Hitze immer häufiger 

auftreten, prüfen wir als Gesetzgeber, ob das aus-

reicht. Besonders Menschen, die körperlich anstren-

gende Arbeit leisten, etwa auf Baustellen, in der 
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Meine Berichterstattungen in A&S: 

   Mindestlohn 

   Rente 

   Kooperation der Sozialversicherungsträger 

   Soziale Selbstverwaltung 

   SGB IV  (gemeinsame Vorschriften  

        für die Sozialversicherung) 

 Sozialwahlen 

 Europäischer Sozialversicherungsausweis 

 Entsendung, Entsenderichtlinie  

           und Arbeitnehmerentsendegesetz 

 Europäische Sozialversicherungs- 

           abkommen 

 EU-Lieferkettengesetz 

 Bundestariftreuegesetz,  

          Allgemeinverbindlichkeit und Tariftreue 

 Sozialkassenverfahren 

 Kirchliches Arbeitsrecht 

 Körperlich belastende Berufe 

 Kurier-, Express- und Paketdienstbranche 

Landwirtschaft, in der Logistik, der Pflege oder der 

Entsorgungswirtschaft, sind bei Hitze hohen ge-

sundheitlichen Belastungen ausgesetzt. Und beson-

ders dort, wo Tarifverträge, Betriebsräte und Be-

triebsärzte fehlen, mangelt es in der Umsetzung des 

Arbeitsschutzes. Für die Kontrolle sind die Gewerbe-

aufsichtsämter der Länder zuständig. Das funktio-

niert aber nicht flächendeckend. Gemeinsam mit 

Fachleuten suchen wir Lösungen, die Menschen in 

körperlich belastenden Berufen unterstützen. 
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AUSTAUSCH MIT SOZIALVERBAND VDK  

 

Austausch mit dem Sozialverband VdK Deutschland 

rund um die bundesweite Aktion "Alles geht zusam-

men". Damit würdigt der VdK die Leistungen von 

über 60.000 ehrenamtlich engagierten Mitgliedern. 

Herzlichen Dank für das Engagement. Mit VdK-

Präsidentin Verena Bentele habe ich mich auch zu 

den Ergebnissen der Sozialstaatskommission ausge-

tauscht. Jetzt geht es darum, die Vorschläge in die 

Praxis umzusetzen.  
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INTERNATIONALE BEGEGNUNG 

 

Zum 30. Mal hat die Frühstücksgruppe des Deut-

schen Bundestages, der ich angehöre, nun schon zur 

Internationalen Begegnung in Berlin eingeladen.  

Mit der Frühstücksgruppe starten wir als fraktions– 

und konfessionsübergreifende Gruppe von Abgeord-

nete  freitags gemeinsam mit einem Impuls aus der 

Bibel, Gebet und Frühstück in den Tag.   

Zur Internationalen Begegnung werden Persönlich-

keiten aus Parlamenten, Regierungen und Verwal-

tung, Wirtschaft und Gesellschaft in Deutschland 

eingeladen. Hinzu kommen Parlamentarier, Regie-

rungsmitglieder, Botschafter und Gäste aus mehr als 

50 Ländern.  

Es war mir eine große Ehre einen Teil der Gäste und 

Teilnehmer im Otto-Wels-Saal der SPD-

Bundestagsfraktion begrüßen zu dürfen.  
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finanzielle Sicherheit im Alter.  

Gleichwohl ist die gesellschaftliche Debatte zur Ren-

te von Angriffen auf diese geprägt. Kaum ein ande-

res politisches Thema berührt so viele Menschen 

unmittelbar und ist zugleich so emotional aufgela-

den. Man hört dabei oft: Jung gegen Alt, Umlage 

gegen Kapitalmarkt und gesetzliche Rente gegen 

private Vorsorge. Diese Gegenüberstellungen grei-

fen jedoch zu kurz. Sie werden der komplexen Reali-

tät unseres Alterssicherungssystems nicht gerecht. 

Vor allem tragen sie dazu bei, Unsicherheit zu ver-

stärken, statt den Blick auf gemeinsame Lösungen 

zu richten. 40 Prozent der Bevölkerung in Deutsch-

land haben keinerlei Ersparnisse, deren wertvollstes 

Eigentum sind die Rentenansprüche. Und diese Ren-

tenansprüche, dieses soziale Eigentum, das wir uns 

über Generationen und Generationen erkämpft ha-

ben, werden nun öffentlich angegriffen. Dem stellen 

wir uns als SPD entschlossen entgegen, nicht ohne 

den Reformbedarf anzuerkennen.  

Vorschläge für Reformen und eine längerfristige Per-

spektive, die auch die betriebliche und private Al-

tersvorsorge in den Blick nimmt, hat die Renten-

kommission der Bundesregierung Vorschläge erar-

beiten. Infos dazu auf der folgenden Seite. 
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FRAKTION VOR ORT IN KREFELD 

 

Bei meinem Kollegen aus der SPD-Fraktion im Bun-

destag, Jan Dieren, war ich in Krefeld zu Gast, um 

mit über 50 Interessierten über die Zukunft der Ren-

te zu diskutieren. Mit dabei: Stella Rütten, Vorsit-

zende der SPD Krefeld und Fraktionsvorsitzende der 

SPD-Stadtratsfraktion Krefeld.  

Für uns als SPD ist klar: Eine gute Absicherung im 

Alter ist ein zentrales Versprechen unseres Sozial-

staats. Wer ein Leben lang arbeitet und Beiträge 

zahlt, verdient eine ordentliche Rente. Für uns ist 

das eine Frage des Respekts vor der Lebensleistung 

von Menschen. Das gilt heute wie in Zukunft – für 

alle Generationen. Die gesetzliche Rente ist dabei 

die zentrale Säule unseres Rentensystems und für 

Millionen Menschen die wichtigste Grundlage für 
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BUNDESBAUMINISTERIN ZU GAST 

In Sachen Wohnen stehen unsere Kommunen vor 

großen und komplexen Herausforderungen: Wohn-

raum ist nötig – und das in Städten und Gemeinden, 

die größtenteils schon bebaut sind. Es geht also um 

eine kluge Nachverdichtung, ohne dabei Lebensqua-

lität und Umwelt zu beeinträchtigen. Und es geht um 

die Beschleunigung von Planungsprozessen und we-

niger Aufwand für alle, die daran beteiligt sind. 

Darüber haben wir in unserer letzten Sitzung der 

bayerischen SPD-Bundestagsabgeordneten mit un-

serer Bundesbauministerin Verena Hubertz gespro-

chen. Mit dem Bau-Turbo, der seit Januar in Kraft ist, 

haben wir kommunale Verfahren bereits spürbar ent-

lastet und massiv beschleunigt, um Wohnraum 

schneller verfügbar zu machen.  

„Eine Gesellschaft, die sich     
wirtschaftlich und sozial nach 
vorne bewegen will, ist ohne 
Mitbestimmung und ohne die 
dazu gehörige Mitverantwor-

tung nicht zu denken.“  

Helmut Schmidt   
Bundeskanzler (1974 - 1982)  

1974 zur betrieblichen Mitbestimmung  

Mit dem Baugesetzbuch-Upgrade bekommen die 

Kommunen jetzt wirkungsvolle und zeitgemäße 

Instrumente für einfachere und transparentere  Pla-

nungsprozesse an die Hand (Artikel auf Seite 7). 

GESETZLICHE UNFALLVERSICHERUNG 

Im Ausschuss für Arbeit und Soziales haben wir uns 

mit Dr. Stephan Fasshauer und Dr. Edlyn Höller, 

Hauptgeschäftsführung der Deutschen Gesetzli-

chen Unfallversicherung (DGUV) zu aktuellen The-

men ausgetauscht. Ihr Auftrag: Mit allen geeigne-

ten Mitteln Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

sowie arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren verhü-

ten bzw. die Gesundheit und Leistungsfähigkeit der 

Versicherten entsprechend mit den passenden 

Maßnahmen wiederherstellen. 
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50 JAHRE MITBESTIMMUNGSGESETZ 

Beim Festakt war ich auf Einladung der Hans-

Böckler-Stiftung und des DGB dabei. Als Festredner 

ging der Präsident des Bundesverfassungsgerichts 

Prof. Dr. Stephan Harbarth (Bild rechts unten) auf 

die Ursprünge und verfassungsrechtliche Einord-

nung der Mitbestimmung ein. Das Fazit: Sie stärkt 

die Rechte der Arbeitnehmer, macht Unternehmen 

erfolgreicher und stabilisiert unsere Demokratie. Sie 

ist also eine Erfolgsgeschichte für unser Land. Das 

muss auch so bleiben.  

Mit der DGB-Vorsitzenden Yasmin Fahimi tauschte 

ich mich zu Arbeitszeiten und Rente aus. Den Ge-

samtbetriebsratsvorsitzenden von DB Cargo, Martin 

Braun, kenne ich schon lange. Mit ihm stand ich 

1986 an der Werkbank in der Lehrwerkstatt in Würz-

burg. Ein rundum gelungener Festakt.    

IM AUSTAUSCH MIT KAB 

Über die Belange von Arbeitnehmerinnen und        

Arbeitnehmern sowie Familien und älteren Men-

schen habe ich mit Sarah Prenger, geschäftsführen-

de Bundesvorsitzende des Sozialverbandes Katholi-

sche Arbeitnehmer-Bewegung (KAB) gesprochen. 

Mit ihrem Beratungsangebot helfen sie Menschen in 

schwierigen Situation. Danke dafür! 

 

Rund einen Monat nach dem Start der neuen Kauf-

prämie für E-Autos hat Bundesumweltminister 

Carsten Schneider (SPD) eine positive Bilanz gezo-

gen. Mehr als 55.000 Anträge mit einer beantrag-

ten Fördersumme von rund 240 Millionen Euro 

sind bisher eingegangen. Neun von zehn Anträgen 

betreffen vollelektrische Autos.  

Die Förderung richtet sich vor allem an Menschen 

mit mittlerem und geringem Einkommen und 

kann je nach Automodell, Haushaltsgröße und 

Einkommen 1500 bis 6000 Euro betragen. Laut 

dem Bundesumweltminister hat mehr als die Hälf-

te der Antragsteller ein Haushaltseinkommen von 

maximal 45.000 Euro. Auch die soziale Staffelung 

funktioniert also.  

Bis 2029 stehen für die Kaufprämie drei Milliarden 

Euro aus dem Klima- und Transformationsfonds 

der Bundesregierung zur Verfügung. 
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schärft den Fachkräftemangel insbesondere in Beru-

fen wie der Pflege.  

In Südkorea wird im internationalen Vergleich deut-

lich länger gearbeitet, weshalb die Debatte über ei-

ne gesetzliche Verkürzung der Arbeitszeit und die 

Einführung einer Vier-Tage-Woche an Bedeutung 

gewinnt. Dabei geht es auch um das Ziel sogenann-

ter „glücklicher Arbeitsplätze“, die mehr Selbstbe-

stimmung und eine bessere Vereinbarkeit verschie-

dener Lebensbereiche ermöglichen sollen. Gleich-

zeitig steht Südkorea vor erheblichen gesellschaftli-

chen Herausforderungen. Die Geburtenrate liegt bei 

lediglich 0,8 Kindern pro Frau. Als Ursachen wurden 

unter anderem die Sorge vieler Frauen vor berufli-

chen Nachteilen durch Familiengründung, fehlende 

Betreuungsangebote für Kinder sowie explodieren-

de Wohn- und Immobilienpreise genannt. Hinzu 

kommen Unsicherheiten auf dem Arbeitsmarkt, da 

viele junge Menschen nur befristete oder Teilzeit-

stellen finden. Die südkoreanische Politik versucht 

deshalb, Familien- und Arbeitsmarktpolitik stärker 

miteinander zu verzahnen, damit junge Menschen 

Familie und Beruf besser miteinander vereinbaren 

können. Gleichzeitig wird dort intensiv darüber dis-

kutiert, wie Arbeitszeiten reduziert werden können, 

ohne die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Lan-

des zu gefährden.  

Der offene und konstruktive Austausch hat deutlich 

gemacht, dass Deutschland und Südkorea trotz un-

terschiedlicher Rahmenbedingungen vor ähnlichen 

Fragen stehen. Solche Begegnungen stärken nicht 

nur die Beziehungen zwischen unseren Ländern, 

sondern helfen auch dabei, voneinander zu lernen 

und gemeinsame Lösungen für die Herausforderun-

gen der Zukunft zu entwickeln.  
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UNSER PARTNER SÜDKOREA 

 

Als Vorsitzender des Ausschusses für Arbeit und So-

ziales habe ich zuletzt eine Delegation der  National-

versammlung der Republik Korea um den südkorea-

nischen Botschafter empfangen. Im Mittelpunkt un-

seres Gesprächs standen aktuelle Herausforderun-

gen rund um Arbeitszeiten, wirtschaftliche Entwick-

lungen sowie die Stimmung in der Bevölkerung bei-

der Länder.  

Eingangs erläuterte ich die Situation in Deutschland: 

Arbeitszeiten und Löhne werden nicht vom Staat 

festgelegt, sondern von den Tarifvertragsparteien - 

den Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden - 

ausgehandelt. Deshalb gibt es weder „den einen 

Lohn“ noch „die eine 40-Stunden-Woche“. Gleich-

zeitig beobachten wir mit Sorge, dass die Tarifbin-

dung seit Jahren zurückgeht. Auch die Arbeitswelt 

selbst hat sich stark verändert. Themen wie Care-

Arbeit, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf so-

wie flexible Arbeitszeitmodelle spielen heute eine 

deutlich größere Rolle als noch vor einigen Jahr-

zehnten. Hinzu kommt, dass in Deutschland jährlich 

rund 1,2 Milliarden Überstunden geleistet werden, 

etwa die Hälfte davon unbezahlt. Das belastet viele 

Beschäftigte, erhöht das Risiko von Burnout und ver-
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VON MDL  
MARTINA FEHLNER 
 

Landtagsabgeordnete  

für Aschaffenburg-West  

Betreuungsabgeordnete für AB-Ost, 

Main-Spessart und Miltenberg  

 

 

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

Fühlen Sie sich bei uns in Bayern eigentlich sicher – 

abends auf unseren Straßen, in Bus und Bahn, bei 

Großveranstaltungen, zu Hause? Ich hoffe, doch. 

Bayern ist Deutschlands sicherstes Bundesland. Im 

nationalen Ranking der sichersten Städte belegen 

Fürth, Erlangen und München jeweils Spitzenplätze in 

ihren Kategorien. Und auch die Kriminalitätsrate in 

Bayern ist – wie übrigens in ganz Deutschland – auch 

im letzten Jahr weiter gesunken. 

Und doch gibt es manche Orte, Plätze und Parks, an 

denen das Sicherheitsgefühl schlecht ist. Sorge berei-

tet mir insbesondere auch die wachsende Gewalt ge-

genüber Beschäftigten im öffentlichen Raum: Einsatz

- und Rettungskräfte, medizinisches Personal in Not-

aufnahmen und Pflegeheimen oder Angestellte in der 

Verwaltung werden immer häufiger beschimpft, be-

droht oder gar körperlich angegangen.  

Allein im Öffentlichen Dienst hat sich die Anzahl an 

Gewalttaten in Bayern seit 2015 verdreifacht. Und 

auch Mitarbeiter in Bahnen und Bussen werden im-

mer häufiger zur Zielscheibe von Aggressionen und 

Angriffen. Wir erinnern uns an den erschütternden 

Fall des Zugbegleiters, der in Rheinland-Pfalz von 
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einem Fahrgast zu Tode geprügelt wurde. Auch in 

Bayern haben vier von fünf Servicemitarbeiter in 

Bahnen bereits Gewalt am Arbeitsplatz erlebt. Dabei 

sind es bei uns besonders häufig die Regionalbahnen 

und kleinen Bahnhöfe, die zu Tatorten werden.  

Es ist zu hoffen, dass gefährliche Situationen in Zü-

gen künftig durch den Einsatz von Bodycams vermin-

dert werden können. Eine weitere Sicherheitsmaß-

nahme wäre die Aufstockung des Zugpersonals. Nö-

tig ist aus Sicht der Abgeordneten der SPD-Fraktion 

im Bayerischen Landtag eine verpflichtende Doppel-

besetzung beim Zugpersonal, besonders bei Nacht-

fahrten oder auf bestimmten Strecken.  

Mit ihrem täglichen Einsatz sorgen Polizistinnen und 

Polizisten für Sicherheit im Freistaat. Sie sind aber 

auf eine angemessene Ausstattung angewiesen, um 

ihrer wichtigen Aufgabe nachkommen zu können – 

auf Streife ebenso wie im Büro. Neueste Technik, 

etwa zur Bekämpfung von Cyberkriminalität, gehört 

ebenso dazu wie eine moderne Gebäudeinfrastruk-

tur. Weil ein Drittel der Polizeigebäude marode ist, 

der Sanierungsstau sich inzwischen auf 2,6 Milliarden 

Euro beläuft, braucht es ein umfassendes Investiti-

onsprogramm, auch um die Polizei in Zukunft als 

Arbeitgeber attraktiv zu halten.  

Für ein sicheres Bayern setze ich mich mit meiner 

Arbeit im Bayerischen Landtag auch in Zukunft mit 

Nachdruck ein. 

Herzlichst,  

Ihre Martina Fehlner  
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